
Bundessozialgericht

Az.: 9 RV 270/65
...—-..——_—..——————_

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In dem Rechtsstreit

Verkündet am

25.November 1965

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: .. ........... .. ..... ...,

g e g e n

Beklagter und Revisionsbeklagter,

hat der 9. Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 25. November 1965 durch

Senatspräsident Dr. w e i R

. _
‘—Vorsitzender -‚

. Bundesrichter Dr. M a i s c h -und

_
Bundesrichter S c h i n d l e r ,
Bundessoziälrichterin R e i f f und

Bundessozialrichterin B e c k e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom

15. Februar 1965 wird als unbegründet zurück—

gewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d €

Bei dem im August 1946 aus russischer Gefangenschaft

entlassenen Kläger wurden nach versorgungsärztlicher
Untersuchung vom 1. August 1947 durch Bescheid vom

2. Oktober 1947 Schwäche nach Unterernährung und Ödem—
krankheit sowie chronische Darmschwäche nach Ruhr als

Leistungsgrund im Sinne der Entstehung nach dem

Württemberg—Badischen Körperbeschädigten—Lcistungs—

gesetz (KBLG) anerkannt und Rente nach einer Minderung
der Erwerbsfähigkeit (MdE) um 40 vom Hundert (v.H.)

bewilligt. 1948 bezeichnete ein fachinternistisches '

Gutachten der Zentralkliniken Göppingen den Leidens—

zustand als Dickdarmentzündung nach Ruhr sowie Schwäche

und Kreislaufstörungen nach Unterernährung; es stellte

außerdem eine Lungenblähung (Emphysem) als alters— und

anlagebedingtes Leiden fest. 1949 ergab eine vertrauens—

ärztliche Nachuntersuchung keine Änderung der Gesund—

heitsstörungen und des Grades der MdE° Der ohne weitere

Nachuntersuchung erlassene Umanerkennungsbescheid vom
28. Mai 1952 übernahm nach dem Bundesver501gungsgcsotz

(BVG) die frühere Leidensbezeichnung und die MdE„ Auf—

grund einer Nachuntersuchung vom 19° März 1956 kam der

Internist Dr° K;ntxrzu dem Ergebnis, daß sich im Darm—

kanal, insbesondere im Dickdarm, keine sicheren Ruhr—

folgen nachweisen ließen° Die Durchfälle seien aufgrund

der Stuhluntersuchungen durch eine Gärungsdyspepsie zu
erklären. Im Vordergrund des heutigen Krankheitsbildes

stehe eine röntgenologisch nachgewiesene bösartige Neu—

bildung am Magen, die den schlechten Allgemeinzustand

und auch die Durchfälle weitgehend erkläre° Ein ursäch—

licher Zusammenhang zwischen Wehrdienst bzw. der Ruhr

und der Geschwulstbildung am Magen sei nicht wahrschein—

lich. Ein operativer Eingriff sei unbedingt erforderlich.
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Er schlage in Anbetracht des schlechten Allgemeinzu—

Standes vor, den bisherigen Leistungsgrund noch zu

belassen und 1/2 bis 1 Jahr nach der Operation eine
Nachuntersuchung vornehmen zu lassen. Der Prüfarzt

ordnete eine Nachuntersuchung für März 1957 an.
Der.

Kläger erhielt eine Postkartenmitteilung vom 20.
April 1956 mit folgendem Inhalt.

"Ihre am 19.5.56 durchgeführte ärztliche Unter—

suchung hat ergeben, daß in den Verhältnissen„die

für die Feststellung Ihrer Rente maßgebend gewesen
sind, eine wesentliche Änderung nicht eingetreten

ist. Ihre Rente ist daher nicht neu festzustellen."

Im März 1957 beantragte der Kläger, die Rente wegen
Verschlimmerung des Leidens zu erhöhen. Auf Grund der

Naehuntersuchung vom 15. Juli 1957 kam Dr. Aüxnm:zu

dem Ergebnis, daß Folgen von Unterernährung und Ruhr

nicht mehr festzustellen seien. Das operierte Magen—

leiden sowie die Beschwerden im rechten Arm seien nicht

auf Wehrdienst und Kriegsgefangenschaft zurückzuführen;
bei dem reduzierten Allgemeinzustand handele es sich

um Zeichen einer konstitutionsbedingten allgemeinen

Körperschwäche (Asthenie), zum Teil auch um Folgen des
Magenleidens und der Magenoperation. Mit dem auf € 62

Abs. 1 BVG gestützten Bescheid vom 12. August 1957 wurde
‘eine wesentliche Besserung der Schädigungsfolgen fest—

gestellt und die Rente ab Ende September l957 entzogen.

Die bisher anerkannten Leiden seien nicht mehr nach-

weisbar. Die Geschwulstbildungen am Magen könnten nicht

auf die Belastung des Wehrdienstes oder der Gefangen—

schaft zurückgeführt werden. Der WidersPruch blieb erfolg—

los. Durch Urteil vom 26. Oktober 1959 verurteilte das
Sozialgericht (SG) den Beklagten in Abänderung des Be—

scheides vom 12. August 1957 und des Widerspruchsbeschei—

des vom 27. Februar 1958, als Schädigungsfolgen Schwäche

nach Untorcrnährung und Ödemkrankheit, chronische Darm—
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schwäche nach Ruhr, Brandnarbe an der rechten Schulter

im Sinne der Entstehung anzuerkennen und dem Kläger ‘

über den 50. September 1957 hinaus Rente nach einer

MdB von 40 V.H. zu gewähren. Im Berufungsverfahren

schlossen die Beteiligten einen Teilvergleich über die

Anerkennung der Schädigungsfolge Brandnarbe an der

rechten Schulter. Mit Urteil vom 15. Februar 1965 wies

das Lendessozialgericht (LSG) unter Abänderung des

Urteils des SG die Klage ab und ließ die Revision zu.
Entgegen der Auffassung des SG und in Übereinstimmung

mit der Rechtsprechung des Bundessoziälgerichts (BSG)

sei, wenn, wie hier der Umanerkennungsbescheid ohne

Nachuntersuchung erlassen werden sei‚ für die Frage

einer wesentlichen Änderung nach % 62 Abs. 1 BVG von den
Befunden auszugehen, die im Zeitpunkt des letzten, dem

aUmanerkennungsbescheid vorangegangenen Bescheides bzw.

der für diesen Bescheid maßgeblich gewesenen ärztlichen

Begutachtung vorgelegen haben; das sei hier das Gut—

achten vom 1. August 1947. Das Endergebnis werde auch

nicht durch die Benachrichtigung vom 20. April 1956

beeinflußt. Selbst wenn man zugunsten des Klägers fest—

stellen wollte, daß es sich hierbei um einen förmlichen
Verwaltungsakt handele — zu welcher Ansicht der Senat

allerdings nicht neige — so würde es dem Beklagten

gleichWohl gestattet sein, die früheren Befunde der

Jahre 1947 bis 1949 zum Vergleich heranzuziehen. Mit

der Verlautbarung vom 20. April 1956 habe der Beklagte

nur zum Ausdruck bringen wollen, daß er jedenfalls - ‘

zur Zeit — keine Neufeststellung vornehmen wolle und

vorgenommen habe, weil nach seiner Auffassung eine ent«

sprechende Änderung der Verhältnisse nicht oder noch

nicht eingetreten sei. Da sie auch nicht die Feststel—

lung beinhalte, daß überhaupt keine Änderung eingetre-

ten sei, wäre es ungerechtfertigt, dem Beklagten bei

einer späteren abermaligen Nachuntersuchung zu verbieten,
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auf frühere, vor der Benachrichtigung liegende Befunde

zurückzugreifen und dabei eine möglicherweise schon vor—
handene, aber noch nicht wesentliche Besserung mit zu

berücksichtigen. Würde man verlangen, daß die für eine

wesentliche Besserung zu fordernden 10 v.H. zeitlich

immer erst nach einer solchen Benachrichtigung erbracht

sein müßten, so müßte man billigerweise auch von dem

Beschädigten, dessen Erhöhungsantrag zunächst ablehnend

beschieden wurde, verlangen müssen, daß er bei seinem

späteren Erhöhungsantrag wiederum eine neue Verschlimmerung

um volle 10 v.H. nachweise und daß die frühere, noch nicht

ganz ausreichende Verschlimmerung außer Ansatz gelassen

werde. Hinzu komme hier, daß der Beklagte im wohlverstan—

denen Interesse des Klägers diese Art der Verlautbarung

gewählt habe, um ihn angesichts der bevorstehenden Ope—

ration durch einen — an sich schon damals gerechtfertig—

ten — Entziehungsbescheid nicht zu beunruhigen und außer—

dem durch die Operation vielleicht doch noch eine zusätz—

liche Klärung der medizinischen Gesamtlage gewinnen zu
können. Der Beklagte habe daher von den Befunden der

Jahre 1947/49 ausgehen dürfen. Aus den versorgungsärzt—

lichen Gutachten ergebe sich, daß
vom l° Oktober 1957 ab

die bis dahin anerkannt gewesene Schwäche nach Unterernäh—

rung und Ödemkrankheit nicht mehr bestanden habe. Die

Ursachen für das äußerlich unveränderte Krankheitsbild

des Leidenszustandes hätten sich nach Abheilung der Ruhr

geändert. Das sei eine wesentliche Änderung im Sinne des
5 62 BVG° Nach der zutreffenden Auffassung der.lnter—

nisten Dr° Kr: & und Dr, Aüximzkönne die Geschwulstbildung

und die Magenresektion mit ihren Folgen nicht auf Wehr-

dienst und Gefangenschaft zurückgeführt werden. Die vom
Beklagten anerkannte Brandnarbe an der rechten Schulter

bedinge keine MdB.

Mit der Revision rügt der Kläger Verletzung der 55 62 BVG,
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22, 24 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG),

?? des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) sowie der allge—
meinen Grundsätze des Verwaltungsrechts. Das LSG hätte

,
nicht von den Befunden der Jahre 1947/1949 ausgehen

dürfen. Die Mitteilung vom 20. April 1956 stelle fest,
daß in den Verhältnissen, die für die Feststellung der

Rente maßgebend gewesen sind, eine wesentliche Änderung

nicht eingetreten sei. Wenn die Versorgungsverwaltung

‘ eine solche Feststellung getroffen habe, obwohl in je—

nem Zeitpunkt eine wesentliche Änderung schon einge—

treten war, müsse sie sich an dieser Erklärung fest—

halten lassen. Die Erklärung, daß die Rente nicht neu
festzustellen sei, erfülle die an einen Verwaltungsakt

zu stellenden Anforderungen; denn sie enthalte eine

Entscheidung zur Regelung eines Einzelfalles auf dem

Gebiet des Versorgungsrechts° Wollte man dem Bescheid

vom 20. April 1956 überhaupt keine rechtliche Bedeu—

tung zusprechen, so wäre Zu fragen, welchen Sinn eine‘

solche Mitteilung noch haben soll und wie es mit den

Grundsätzen der Rechtssicherheit und der Wahrung des

Rechtsfriedens in Einklang zu bringen sei, wenn es der

Versorgungsverwaltung gestattet sei, bei erneuter An—

wendung des 5 62 Abs. 1 BVG von ihrer eigenen Fest—
stellung wieder abzurücken. Darum könne auch nicht der

Auffassung des Bundesministers für Arbeit und Sozial—

ordnung (BMA) im Rundschreiben vom 5. September 1957

beigetreten werden, daß eine derartige Mitteilung le—

diglich die Natur einer Benachrichtigung im Sinne der

Verwaltungsvorschrift Nr. 2 zu 5 22 VeerG habe. Der

Kläger beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben

und die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG

Stuttgart vom 26. Oktober 1959 zurückzuweisen, hilfs—

weise, die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheim

dung an das ‘"Landessozialgericht- zurückzuverweisen.

Der Beklagte beantragt, die Revision als unbegründet
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zurückzuweisen. Er hält das angefochtene Urteil für

zutreffend.

Die durch Zulassung(5 162Abs. 1 Nr. 1 See) statt«
hafte Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und

begründet werden (55 164, 166 SGG) und daher zulässig.

Saehlich ist sie nicht begründet.

Streitig ist die Rechtmäßigkeit des Bescheides vom
12. August 1957, mit dem der Erhöhungsantrag des Klägers

abgelehnt, die anerkannten Sehädigungsfolgen Schwäche nach

Unterernährung und Ödemkrankheit, chronische Darmschwäche

nach Ruhr gemäß 5 62 Abs. 1 BVG aberkannt und die Entzie—

hung der Rente mit Ablauf des Monats September 1957 angeord—

net wurden. Das LSG hat festgestellt, daß der Uhanerkennungs—‚

bescheid vom 28. Mai 1952 ohne ärztliche Naehuntersuchung

erlassen wurde und daß deshalb für die Neufeststellung der

Versorgungsbezüge nach 5 62 Abs. 1 BVG grundsätzlich von
lden Befunden auszugehen ist, die für den letzten, dem Uman-

erkennungsbescheid vorangegangenen Bescheid maßgebend gewesen

sind. Eshat deshalbdasdemBescheidvom2. Oktober1947
zugrunde liegende Gutachten vom 1. August 1947 mit den Ver—.
hältnissen verglichen, die sich für die Neufeststellung auf
Grund der Untersuchung vom 15. Juli 1957 ergeben. Mit der

Auffassung, daß von den Verhältnissen auszugehen ist, die

für den dem Umanerkennunngescheid vorangegangenen Bescheid
maßgebend waren, ist das LSG der ständigen Rechtsprechung

des BSG gefolgt (BSG 11, 257, 241 f; 15, 26, 27 f und BSG in

SozR Nr. 24 zu.$ 62 BVG). Diese wird von der Revision auch
nicht angegriffen. Die Revision rügt nur, das LSG hätte die

früheren Befunde deswegen nicht zugrunde legen dürfen, weil

der Beklagte durch die einen Verwaltungsakt darstellende Mit-
teilung vom 20. April 1956 festgestellt habe, daß eine wesent—

liche Änderung nicht vorliege. Wenn im Gegensatz zu dieser
Feststellung eine solche Änderung dennoch eingetreten sei,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

sei er im Interesse der Rechtssicherheit und der Wah—

rung des Rechtsfriedens an seine Entscheidung gebunden

undkönnevon ihr nicht wiederabrücken.Dieser Auf—
fassung vermag der Senat sich nicht anzuschließen. Die
Postkartenmitteilung vom 20. April 1956 enthält den
Hinweis, die am 19. März 1956 durchgeführte ärztliche

Untersuchung habe ergeben, daß in den Verhältnissen,

die für die Feststellung der Rente maßgebend-gewesen

sind, eine wesentliche Änderung nicht eingetreten sei.

Die Rente sei daher nicht neu festzustellen. Die Form

der Mitteilung und ihr Inhalt lassen nicht erkennen, -
daß die Versorgungsverwaltung eine Regelung treffen '

wollte, durch die das Rechtsverhältnis auf eine neue,

'früherc Beseheide ersetzende Grundlage gestellt werden

sollte. Sie hat dem Kläger, der damals noch keinen

Rentenerhöhungsantrag gestellt hatte, nur das von ihr

angenommene Ergebnis der Untersuchung mit der sich

daraus ergebenden Folgerung — Unterbleiben einer Neu—

feststellung — mitgeteilt. Sie beschränkte sich sinn—

gemäß auf die Bekanntgabe eines von ihr in einem be—’

stimmten Sinne gedeuteten Sachverhalts, der, weil er-

zu einer Neufeststellung der Versorgungsbezüge keinen

Anlaß gab, auch nicht zu einer entsprechenden Entschei—

dung durch Verwaltungsakt nötigte. Der Benachrichtigung

vom 20. April 1956 kann daher nur entnommen werden,

daß es ohne eine abändernde Feststellung béi_der früher

getroffenen Regelung des Versorgungsverhältni33es bleibt.

Die Mitteilung ist darum auch keine das Versorgungsver—

hältnis neu regelnde Verlautbarung, die für eine künfti»

ge Neufeststellung von Bedeutung sein könnte. Mit die—

ser Auslegung einer Postkartenmitteilung des Inhalts,

daß die Rente nicht neu festzustellen sei, weil eine

wesentliche Änderung nicht eingetreten sei, tritt der

Senat der in dem Urteil des 10. Senats des BSG vom

27. Juli 1965 — lO/ll RV 604/65 —
vertretenen Auffassung
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im Ergebnis bei. Dieses Urteil stellt fest, daß von einer
Solchen Mitteilung nicht wie bei einem Verwaltungsakt eine

rechtliche Wirkung ausgehe, es sich vielmehr um eine bloße

Mitteilung ohne eigene Regelung handelt (ähnlich BMA, Rundschr.

vom 5. September 1957, Bundesversorgungsblatt 1957 S. 152

Nr. 88). Der 8. Senat des BSG hält es in seinem Urteil vom
16. Juli 1965 — 8 RV 897/65 — zumindest für zweifelhaft, ob

eine solche Benachrichtigung als ein Verwaltungsakt angesehen

werden kann. Auch wenn sie ein Verwaltungsakt wäre, komme es
allein darauf an, ob die Mitteilung eine Feststellung der Ver—

sorgungsbczüge im Sinne des 5 62 Abs. 1 BVG gewesen sei. Durch

die dortige Benachrichtigung seien aber für das Versorgungs-

verhältnis des Klägers die früheren Verhältnisse als nicht

wesentlich geändert, mithin als weiter maßgebend bezeichnet

und die bisherige Regelung beibehalten werden. In dem vom 8. Se—

nat des BSG entschiedenen Falle war allerdings eine wesentliche

Änderung zur Zeit der Benachrichtigung (Heilungsbewährung bei
The) nicht eingetreten. Hier dagegen hat das LSG nebenbei ange—

deutet, daß “an sich“ schon 1956 eine Entziehung gerechtfertigt

gewesen wäre. Es hat jedoch hinzugefügt, daß durch die Ope—

ration und deren weiteren Verlauf vielleicht noch eine zusätz—

liche Klärung der medizinischen Gesamtlage gewonnen werden

konnte. Tatsächlich hatte das Gutachten des Dr. K:;xt vom

19. März 1956 darauf hingewiesen, daß die Durchfälle, die an
sich als Ruhrfolgen in Betracht kamen, durch die bösartige

Neubildung "weitgehend erklärt" werden. Danach entsprach es
sogar pflichtgemäßem Ermessen der Versorgungsbehörde, vor
einer Neufeststellung zunächst die Beseitigung der Geschwulst

abzuwarten, um eine Fehlbeurteilung zu vermeiden, die sich

aus dem Überschneiden mehrerer Ursachen bei der Beurteilung

des Leidenszustandes ergeben konnte. Daß keine bindende,

für eine zukünftige Neufeststellung maßgebende Feststellung

getroffen werden sollte, wird auch durch den von dem LSG

unangefochten festgestellten Zweck der Mitteilung bestätigt;

hiernach wurde die Art der Verlautbarung im wohlverstandenen
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Interesse des Klägers gewählt, um ihn angesich s ‚.. perat10n
der bevorstehenden und nicht leichtzunehmenden durch
einen Entziehungsbescheid nicht zu beunruhigen. Diese

Absicht konnte und sollte in der Benachrichtigung

nicht unmittelbar zum Ausdruck kommen. Unter diesen
‚

Umständen darf der Mitteilung vom 20. April 1956 über
.ihren unmittelbaren Inhalt hinaus keine Bedeutung für

eine Bindung des Beklagten beigemessen werden. Der

Kläger konnte der Mitteilung zwar entnehmen, daß die“

Rente wie bisher weitergezahlt werde; unter welchen

Voraussetzungen sie demnächst eingestellt werden könne,

wurde durch diese Mitteilung nicht entschieden und

sollte auch nicht entschieden werden; diese Frage war

allein von den Voraussetzungen und der Anwendung des.

.5 62 Abs. 1 BVG abhängig. In der Mitteilung kann darum
_auch nicht etwa eine verbindliche Zusage über eine dem

Kläger günstige Ausgestaltung der künftigen versor-

gungsrechtlichen Beziehungen zwischen ihm und dem Be—

klagten erblickt werden (vgl. Haueisen NJW 1961 8.1901),

auf die ein Vertrauenssohutz gestützt werden könnte.

Es bedarf deshalb auch nicht der Prüfung, ob eine solche

Erklärung einem gesetzlichen Gebot oder Verbot wider— '

sprochen hätte und der Beklagte deshalb an sie nicht>i

gebunden wäre (vgl. BSG 14, 104 sowie Urteil vom
25. August 1965 — 2 RU 167/62 —).

Der Senat verkennt keineswegs, daß eine Mitteilung

über das Ergebnis einer Untersuchung und die daraus_‚

für eine Neufeststellung gezogene Folgerung unter ande—

ren Umständen die abschließende bindende Feststellung

enthalten kann, daß die Untersuchung die Grundlage
für eine künftige Neufeststellung des Versorgungsan—

spruehs sein soll. In einem solchen Fall muß aber klar

ersichtlich sein, daß die Versorgungsbehörde von der

rechtlichen Beurteilung in früheren Bescheiden abgehen

bzw. diese ersetzen und sich in Zukunft nur noch auf die

zur Zeit der Untersuchung festgestellten Verhältnisse
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stützen will. Eine solche abschließende Feststellung kann etwa

dann in Betracht kommen, wenn nach der Mitteilung über das Ergebnis
der Untersuchung Feststellungen üoer die weiterhin enzuerkennenden

Schädigungsfolgen und die schädigungsbedingto MdB getroffen werden

(vgl. Urteil vom 10. März 1964 — 9RV lL6 /65 —) oder Jenn erklärt

wird, daß eine Nechuntersuchung nicht mehr bee siehtigt ist. Diese

Erklärung kann als begünstigender Ver.-:ultungsekt in Verbindung mit

der Mitteilung über des Unter suchungs ergebni 8 einen Bescheid der—

stellen, der einer rost"tellung nech5 62 lbs 1 BVG rleiehz usetzen

ist (Vgl. BSG in SozR3 .
26 zu % 62 BVG). Diese Voraussetzungen

treffen hier aber nicht zu.

Da die tat$ächlichen Feststellungen des LSG von der Revision nicht

angegriffen sind, ergibt sich im Rahmen der im Revisionsverfuhren zu“

lässigen Prüfung, daß das LSG auf Grund eines Vergleichs der für den

Bescheid vom 2. Oktober 1947 meßgebenden Ver hältni 3se mit den Ver—
. hültnissen, die bei Erlnß des Bescheides vom 12. August 1957 vorlegen,

ohne Reehtsirrtum die Rechtmäßigkeit dieses Beseheides bejaht hat Da

somit die Revision unbegründet ist, war sie nach 5 170 Abs. 1 Satz 1

SGG zurückzuueisen. ‘

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 Abs, 1 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

